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Die amerikanische Bundesregierung wurde von den Staaten geschaffen die ihrerseits die Union gebildet haben. Diese Staaten waren souverän in ihren Gewalten und jeder für sich trat dieser föderalen Union bei, mit der Verfassung als Rahmen, und sie taten durch Entschluss ihrer Gesetzesgebenden Körperschaften, jeweils durch Volksbefragung ratifiziert.
Die Mitgliedstaaten der Union gaben ihre Souveränität keineswegs auf, als sie die Republik schufen. Sie wurden nicht etwa zu Provinzen oder autonomen Regionen innerhalb eines Bundes, den sie ja selbst geschaffen hatten.

Die Mitgliedsstaaten der Union gaben ihre Hoheit also nicht auf, als sie sich zu einer Bundesrepublik föderierten. So wurde es von den Gründervätern und der folgenden Generation verstanden. Die selbständige Hoheit eines jeden Staates in der Union wurde erst ab den 1830ern diskutiert. Ab da gab es den Streit um das Wesen des amerikanischen Systems, das und im Rahmen der Verfassung vermacht worden war.
Der Süden blieb den Ursprüngen immer treu. Ihre politischen Führer waren sich bewusst, wie die Union erdacht und zustande gekommen war. Männer wie Thomas Jefferson, John Randolph von Roanoake, John C. Calhoun und Jefferson Davis hatten eine klare Auffassung der Grundlagen der Verfassung der Vereinigten Staaten. Es waren Politiker aus Massachussetts, die zuerst essentielle Aspekte der politischen Geschichte Amerikas, die bis dahin von allen verstanden und bewart worden wahren, in Frage stellten, um sie dann zu verleugnen. Merkwürdigerweise sind es Politiker aus Massachussetts auch in unseren Tagen, die zur endgültigen Zerstörung der verbliebenen Reste verfassungsmässiger Regierungsformen in den USA hinarbeiten, wenn auch mit Hilfe anderer Regionen der Staaten.
Im Jahre 1776 verabschiedeten sich dreizehn Kolonien, von New Hampshire bis Georgia, vom Britischen Empire. Es gibt heute einen akuten Mangel an Kenntniss und Verständis um das, was damals geschah, dieser ersten Sezession. Die verschiedenen Amerikanischen Kolonien waren in direkter Abhängigkeit von der englischen Krone. Sie understanden nicht einer parlamentarischen Kontrolle aus London. Die lokale Autorität waren vom König abhängig und nur die Krone war Exekutivgewalt und Legislative zugleich, ernannte der König auch persönlich die Gouverneure und hatte Vetorecht auf alle Gesetzte die in jeder einzelnen Kolonie erlassen wurde. Genau gesehen, war Gerorge III. König von England, Schottland, Irland, Virginia, Massachussets, Delaware usw. war. Der König war das direkte Oberhaupt in jeder Kolonie, keine Kolonie war vom Parlament abhängig und die Kolonisten unterstanden der Autorität und Entscheidung der Krone in allen Fragen der Politik und der Wahl ihrer Vertreter.

In Sachen Steuerpolitik vermochte so das Parlament den Kolonien keinerlei Auflagen zu machen, wie auch die Kolonien sich gegenseitig nicht steuerrechtlich absprechen konnten. Es gab keine Rechtsgrundlage dafür, aber die Lust nach Macht und Geld, vermischt mit Niedertracht und Feigheit sollten zum Amtsmissbrauch führen. Zehn Jahre lang währte das Kräftemessen: die parlamentarische Legislative in London wollte an der Besteuerung der Kolonisten teilhaben und diese erhöhen. Seitens der Kolonies und auch einiger englischer Abgeordneter, wurde der englischen Legislative das Recht abstrittig gemacht, die Einwohner der Kolonien mit Steuern zu belegen. Der Aufschrei “keine Besteuerung ohne Vertretung” (no taxation without representation) bedeutete aber keinesfalls, dass die Amerikaner etwa parlamnetarische vertretung in London haben wollten. Sie wollten mehr Autonomie und dass die von ihnen gewählten legislativen Organe selbständig die Steuerpolitik regeln könnten, im Interesse eben der Kolonien und nicht um die Schatztruhen des Königs oder des englischen Parlaments zu füllen.

König George gab dem Parlament nach und brach den Stabilitätspakt mit den Kolonien. Durch Missbrauch seiner Macht, durch despotisches und illegales Handeln, hatte er damit in den Augen der Amerikaner jedwelche Macht und Autorität  über sie verspielt.

Die erste Amerikanische Sezession fand aber mit sehr konservativen Ansichten statt. Man versuchte eine legale Regierung beizubehalten, auch in der Trennung von England: Virginia erklärte sich von England unabhängig im Juni 1776, alle anderen Kolonien trennten sich von England in der gemeinsamen Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776. Diese Erklärung hätte zwei Tage vorher stattfinden können, aber man musste auf verschiedene Delegierte warten , die noch nicht vom Konvent ihrer kolonialen Regierungsorgane den Entschluss mitgeteilt bekommen hatten, über die Sezession und Souveranitätserklärung. Auf diese Weise wirkte jeder Staat zwar in Gemeinschaft, aber doch einzeln was die Erklärung der Unabhängigkeit von England und die eigene einzelne Souveränität als selbstständige Nation betraf. Die Unabhängigkeitserklärung vom 4. Juli ist eindeutig was das betrifft: die neuen Republiken bilden sich frei von der Knechtschaft der englischen Krone. Das Dokument zitiert in zeitgenössischer Deutscher Überstezung:
„Daß diese Vereinigten Colonien Freye und Unabhängige Staaten sind, und von Rechtswegen seyn sollen; daß sie von aller Pflicht und Treuergebenheit gegen die Brittische Krone frey- und losgesprochen sind, und daß alle Politische Verbindung zwischen ihnen und dem Staat von Großbrittannien hiemit gänzlich aufgehoben ist, und aufgehoben seyn soll.“
Das Dokument spricht von unabhängigen Staaten. Jeder sah sich als einzelne Nation, verbrüdert mit den anderen Staaten im gemeinschaftlichen Kampf gegen einen gemeinsamen Feind. Die Kolonien fanden nur zueinander in diesem Kampf wider einen König, der ihre Freiheit und ihre Rechte beschränkte.
In den “Articles of Confederation”, in gemeinschaftlicher Übereinstimmung von den dreizehn Staaten verabschiedet, wurde die erste Regierung von diesen vereinigten Staaten gebildet. Sie bestand von 1781 bis 1789. Die Staaten als souveráne Nationen verschwanden keineswegs und zu keinem Zeitpunkt. Sie bestanden sogar auf dem Prinzip der vollständigen Souveränität der Einzelstaaten. Die Artikel besagen u. A. dass:
“Jeder Staat seine Souveränität, Freiheit und Unabhägigkeit beibehält, sowie alle Staatsgewalten die nicht ausdrücklich durch die Konföderation dem Kongress der Vereinigten Staaten durch parlamentarischen Beschluss übertragen worden sind.”
Also eine Konföderation die mehrere Länder mit gemeinschaftlichen, zweckmässigen Interessen eint. Eine gemeinsame Verteidigung und Aussenhandel sind einige solcher zweckmässiger Interessen welche die Schaffung eines solchen Systems rechtfertigen. Konföderierte Nationen delegieren einen Teil ihrer Macht, die ihnen zu eigen ist, an die konföderierte Regierung damit diese ihre begrenzte Funktion tun kann. Die konföderierten Mitglieder behalten alle Staatsgewalten, die sie nicht ausdrücklich delegiert haben, bei.

Das Ende des Unabhängigkeitskrieges kam, als sich die Vereinigten Staaten bereits gebildet hatten. Der Friedensvertrag spezifiziert aussdrücklich, dass die Union der amerikanischen Staaten aus unabhängigen Regierungen besteht. Die englische Krone erkennt ausdrücklich, dass „ die vereinigten Staaten von New Hampshire, Massachusetts Bay, Rhode Island and Providence Plantation, Connecticut, New York, New Jersey, Pennsylvania, Delaware, Maryland, Virginia, North Carolina, South Carolina und Georgia, freie und unabhängige Staaten sind und fortan als solche angesehen und behandelt werden sollen”.
Es ist wichtig zu sehen, dass die britische Krone keinen Vertrag mit einem Nationalstaat genannt „die Vereinigten Staaten“ abschliesst, sondern mit dreizehn Staaten, welche nur gemeinsam gegen einen gleichen Feind einen Vetrrag ausgehandelt haben mittels einer konföderierten Regierung. Dieser Vertrag erkennt jeden Staat als unabhängig, frei und souverän durch eigenes Recht an. Die ist von entscheidender Bedeutung, weil in späteren Jahrzehnten Individuen wie Joseph Story oder Abraham Lincoln behaupten sollten, die Vereinigten Staaten gäbe es als eine einzige Nation bereits schon vor der Unabhángigkeitserklärung. Dies ist der Eckpfeiler der Nationalistischen Argumentation, welche im krassen Gegensatz zur dokumentierten Geschichte steht.
Die Articles of Confederation wurden später überarbeitet, um einige Aspekte der Konföderation zu verbessern. Während des Konvents von Philadelphia wurde George Washington zum Vorsitzenden der Versammlung gewählt. Nach langen Debatten rangen sich die Delegierten durch, eine gemeinsame Verfassung für die Staaten des Bundes zu erarbeiten.
Der erste Verfassungstext wurde dem Kongress der Vereinigten Staaten vorgelegt, der wiederum denselben den Staaten zur Ratifizierung oder Ablehnung übersandte. Jeder Staat konnte so durch seine Legislative der Verfassung zustimmen oder nicht. Heute denken alle Amerikaner über ihre Verfassung als das grösste Dokument das jemals verfasst worden sei. Die war aber lange nicht der fall als die Staaten sie vor der ratifizierung überprüften. Grosse Meinungsverschiedenheiten und Debatten gab es in jedem Staat. Dies ist in der Presse jener Zeit und in den Parlamentsprotokollen festgehalten. 
Diejenigen, welche eine Verfassung befürworteten und ihre Ratifizierung wollten, nannte man Federalists, denn sie dachten die Verfassung würde Föderalismus und eine engere Bindung der Staaten bringen, als die Artikel der Konföderation. Die neue Bundesregierung sollte mehr Macht haben und  über mehr Handlungsmöglichkeiten verfügen, allerdings keine Gewalt über die Hoheit der Einzelstaaten haben. Nur die staatlichen Gewalten die „ausdrücklich übertragen“ worden waren und immer noch schriftlich festgelegt waren standen ihr zur Verfügung, alle anderen waren durch die Verfassung geschützt und unberührbar. In den Worten von James Madison, sollte die Bundesregierung „an der Leine der Verfassung“ liegen. Grosse Männer unterstütztenc das Verfassungskonzept, George Washington, Alexander Hamilton, James Madison, Light Horse Harry Lee (der Vater von General Robert E. Lee), um nur einige wenige zu nennen.
Ihre Gegner, die gegen den neuen staatlichen Rahmen auftraten, waren die sog. Antifederalists. Auch in dieser Gruppe befanden sich bedeutende Persönlichkeiten, unter ihnen Patrick Henry, James Monroe, Thomas Jefferson, Samuel Adams, Richard Henry Lee und James Madison. Aber tatsächlich hatten sie mit den Federalists vieles gemein. Die Mehrheit beider wollte eine festere Union von souveränen Staaten. Und beide argumentierten, dass sie es wären, die eine bessere und stabilere Union schaffen und dass die anderen mögliche Gefahren bringen würden. Die Antifederalists beteuerten die Gefahr, dass die Verfassung eine zu starke („konsolidierte“) Bundesregierung schaffen und dass diese am Ende die Freiheit der einzelnen Bundesstaaten nach und nach verschlingen könnte. Und die Antifederalists behielten die Oberhand. Die Federalists mussten sich einem Kompromiss stellen, die mit geringer Mehrheit, bei der Abstimmung für die Ratifizierung in elf Bundesstaaten durchging. Teil des Kompromisses war es, die Verfassung mit der sog. Bill of Rights zu versehen. Diese Charta der Rechte verhinderte ausdrücklich, dass die Bundesregierung in jedwelcher Form sich in Angelegenheiten der Bürger einzelner Staaten einmischen konnte. Diese Bill of Rights erweiterte nicht die Rechte von Staaten und Bürgern, sie zementierte die Grenzen der zentralen Regierungsgewalt.
Alle Bürger besassen ein grosses Verantwortungsbewusstsein was Souveränität, Freiheit und Unabhängigkeit ihrer Staten betraf und hatten grosses Misstrauen gegenüber mächtigen und entfernten Regierungen. Samuel Adams aus Massachusetts war einer der Antifederalists der über die neue Union unter diesem Kompromiss sagte: „Jeder Staat muss seine Souveränität, Freiheit und Unabhängigkeit sowie die Staatsgewalten, die nicht an die Vereinigten Staaten abgetreten worden sind unbedingt behalten“.
In South Carolina behandelte ein Zusatz die Parlamentserklärung zur Ratifizierung der Verfassung: „Diese Versammlung stellt fest, dass es keinen Paragraphen oder Artikel in dieser Verfassung gibt, der es erlauben könnte in jedwelcher Form zu argumentieren, dass irgendwelche von den Einzelstaaten nicht ausdrücklich abgetretene Gewalten von den Vereinigten Staaten ausgeübt werden könnten.“
Der Staat Virginia, der nach langen Debatten und Kontroversen die Ratifizierung beschloss, erliess gleichzeitig die Option des Staates ggf. die Union und ihre Verfassung zu verlassen, falls die Zentralregierung Machtmissbrauch ausüben sollte:
“Wir, die Delegierten von Virginia, im Namen und in Vetretung des Volkes von Virginia, erklären der Öffentlichkeit, dass die Verfassung, welche dem Willen der Völker der Vereinigten Staaten entspringt, von den Bürgern ausser Kraft gesetzt werden kann, falls sie in ihren Absichten pervertiert und nicht zum Wohl sondern zur Unterdrückung benutzt wird, und dass ausserdem die Staatsgewalten die abgetreten worden sind, weiter dem Volke inherent sind.“
Die Verfassung von 1789 schuf die neue Union und löste die Articles of Confederation ab. Interessant ist, dass die alte Union aus dreizehn Staaten bestand, die neue Union fing mit nur elf an: North Carolina und Rhode Island traten nicht bei. Der erste Staat ratifizierte die Verfassung nicht und der zweite hielt es nicht einmal für nötig eine Abstimmung im Parlament durchzuführen. Rein rechtlich gesehen, waren beide Staaten fremde Länder, als George Washington am 30. April 1789 als erster Präsident der USA vereeidigt wurde. Alle die später behaupteten und es bis heute tun, das die Vereinigten Staaten immer schon eine vereinte Nation waren, irren oder lügen bewusst.
North Carolina ratifizierte die Verfassung erst sechs Monate nach der Bildung der USA und Rhode Island entscloss sich erst ganze dreizehn Monate später der Union unter der Verfassung beizutreten. Damals war Washington schon über ein Jahr Präsident. Auch diese beiden Staaten machten bei der Ratifizierung klar, dass alle nicht delegierten Gewalten beim souveränen Staat blieben und sie zudem das Recht hatten, die an die Bundesregierung freiwillig abgetretenen Rechte wieder einzufordern. Auch wurde die Möglichkeit eines Austrittes durch Volksentscheids ausdrücklich festgeschrieben.
Die Vereinigten Staaten akzeptierten alle Staaten die ausdrücklich eine Möglichkeit der Sezession ausgesprochen hatten, sollte eine Mehrheit der Bevölkerung dies wünschen. Ein wichtiger Aspekt der nach den Articles of Confederation gestrichen wurde ist der Begriff „perpetual Union“ zwischen den Staaten, ein Ausdruck der im Unabhängigkeitskriege entstanden war und die mimmerwärende Gemeinsamkeit wider den britischen Feind betraf. Dieser Begriff galt nun als suspekt und als potentielle Gefahr, so dass er im Verfassungstext nicht mehr genannt wurde.
Thomas Jefferson ging davon aus, dass es schon 1790 zu Sezessionen kommen könnte. Wie alle Amerikaner dachte er an die Notwendigkeit einer Union als gemeinsame Grundlage aller Amerikaner, aber gleichzeitig glaubte er an das verbriefte Recht der Einzelstaaten, aus dieser auszutreten, falls sie eine souveräne Volksentscheidung treffen sollten. Jefferson sagte sogar in einem Brief von 1803, dass er glaube, die Vereinigten Staaten als solche gar keine Souveränität besitzen würden. Die Hoheitsrechte lagen bei jedem einzelnen Staat. Und die Anhänger von Jefferson waren keine Minderheit. Im Rechtsfall Lonsdale vs. Brown vor einem Gericht in Pennsylvania 1821 stand im Urteil: „Obschon eine Regierung der Staatenkonföderation gebildet worden ist, behält doch jeder der einzelnen Bundesstaaten seine Oberhoheit bei was die interne Rechtssprechung und Gesetzgebung betrifft. Alle anderen Staaten sind diesbezüglich Ausland untereinander.“
William Rawle aus Pennsylvania wurde 1791 zum Generalstaatsanwalt der USA von George Washington ernannt. Er ist Autor eines bedeutenden Rechtsbuches über die politische Struktur der Vereinigten Staaten. Dieses Buch war Plichtlektüre in West Point zur Zeit als Kadett Robert E. Lee dort studierte. Zum Thema Sezession sagt Rawle:
“Die Sezession eines Staates von der Union ist allein von der Merheit des Volkswillens, ausgedrückt durch die wählenden der Bürger dieses Staates, abhängig.“ Und er fügt hinzu: „Es liegt also beim jeweiligen Bundesstaat ob er weiter Bestandteil der Union sein will. Dieses Recht zu bestreiten wäre inkonsistent mit allen Prinzipien auf denen sich unser politisches System begründet und würde ihnen entgegenstehen. Das Volk hat in jedem Fall das Recht darauf zu entscheiden, wie es regiert werden möchte.“ Aber Rawle bhweandelt das Thema nicht etwa leichtfertig: „Sich von der Union zu trennen ist ein schwerwiegender und bedeutungsvoller Schritt.“ Allerding hält Rawle unbedingt am Recht zur Sezession als ein Grundrecht fest.
Die Brutstätte für Ressentiments gegen die Südstaten war Neu-England. Von dort sollten später auch die härtesten Attacken gegen die Sezession der Südstaaten kommen. Die Ironie liegt darin, dass eben diese Region mehr als einmal mit Sezession gedroht hatte, bis in die 1840er hinein. Versuche, sich von der Union zu lösen gab es 1803, wegen des Erwerbs von Louisiana, 1814 im Kanada-Krieg und 1843 wegen des Beitritts der Freien Republik Texas in die USA. Das Neu-England, das 1861 den Krieg gegen den getrennten Süden wollte hat so ein kurzes und sehr selektives historisches Gedächtinis.
Abraham Lincoln hatte sich als Abgeordneter mit dem Recht auf Sezession einverstanden erklärt. Während seiner Antritsrede als Präsident erklärte er, alles mögliche tun zu wollen, um die Sezession South Carolinas, Georgias und der Golfstaaten rückgängig zu machen. Das gesetz und die Verfassung spielten für ihn keine Rolle, als es darum ging Krieg gegen die getrennten Staaten zu führen. Lincolns Entschluss, den Verfassungsrahmen der die Union definierte, komplett zu ignorieren, führte zur Trennung von vier weiteren Staaten von der Union und zur Konföderation. Um die Trennung weiterer Staaten zu verhindern, benutzte Lincoln die Armee und die Militärregierung in diesen Staaten, wozu er keine Gewalt und kein Recht hatte. Seine Politik und die Massnahmen der Verachtung und ausser Kraft Setzung der Verfassung sind wohl dokumentiert, aber heute wenig bekannt. Sein Despotismos zerstörte nicht nur die konstitutionellen Einzelstaaten im Süden, sondern die ganze Amerikanische Konstitutionelle Republik, diese Union von freien Republiken im Norden und im Süden. Aus diesem Grund ist Washington D.C. heute die Hauptstad eines Imperiums, anstatt Sitz einer begrenzten föderalen Regierung, wie es die Gründerväter gewollt hatten.
Wir müssen daher an die konstitutionellen Freiheiten zurückdenken, für die unsere Vorfahren in zwei Unabhängigkeitskriegen gekämpft haben.
Alexander H. Stevens, der Vizepräsident der Konföderierten Staaten von Amerika sprach diese weisen Worte, an die erinnert werden muss: „Die Sache die wir durch die Kapitulation verloren, war nur ein Niederlegen der Waffen, das Prinzip dieser Sache wurde nie aufgegeben.“ Und so, müssen wir an diese Prinzipien denken, für die unsere Vorfahren geblutet haben. Wir müssen zu einer gemässigten, verfassungsmässigen Regierungsform zurückkehren. Eine Konföderation unabhängiger Staaten wurde uns von der Unabhängigkeitserklärung 1776 überliefert. Und dieser souveräne Staatenbund wurde im Norden wie im Süden gleichermassen vernichtet, als die Südstaaten 1865 mit Kanonen und Bayonetten gewaltsam in eine neue, pervertierte Union hineingezwungen wurden.
